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Öffnungsklausel

- Bundesländer starten Aktion „Sparschwein“

Tarifrunde gelaufen, Übernahme für Beamte in Sicht
– alles klar? Leider Nein!

Durch die Öffnungsklausel drohen den Landesbeamtinnen und –beamten weiter Gehaltseinbußen zwischen 6 000,- und 10 000,- € pro Jahr (Info 1). Die Öffnungsklausel ist nicht vom Tisch. Ganz im Gegenteil, eine breite Koalition bereitet aktuell eine Bundesratsentscheidung vor (siehe Kasten
).

Zwar hat Norbert Kartmann, der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion in Hessen in einer Antwort auf eine Resolution des GEW-Kreisverbandes Hanau geschrieben, dass Ministerpräsident Koch Sonderopfer für Beamtinnen und Beamte ablehnt. Er fährt jedoch leider fort: „Im Sinne einer Stärkung des Föderalismus steht die CDU in Hessen grundsätzlich hinter der Öffnungsklausel als Instrument der Kompetenzerweiterung für die Länder. Sie ermöglicht, nicht nur in Besoldungsfragen mehr Flexibilität, die die Länder entsprechend der eigenen Erfordernisse ausschöpfen können.“
 

Wenn man bedenkt, dass der hessische Haushaltsplan für 2003 keinen einzigen Cent für Tariferhöhungen bei den rund 150 000 Landesbediensteten vorgesehen hat und deswegen schon nach zwei Wochen Makulatur ist
 , kann man leicht erahnen, in welche Richtung die Flexibilität aufgrund „neuer Sachzwänge“ genutzt werden wird.

Dabei sind die Personalkosten des öffentlichen Dienstes in Deutschland niedriger als in fast allen anderen europäischen Ländern (Info 2). An ihnen kann das Finanzchaos demnach nicht liegen.

Woher kommt die Finanzkrise der öffentlichen Haushalte?

In den Medien wird in immer neuen Varianten der Eindruck erweckt, der Staat sauge die Bürgerinnen und Bürger in immer brutalerer Weise aus und nehme ihnen das letzte Hemd. „Der gefühlte Abgabendruck ist höher als der ausgewiesene“ titelt die FAZ am 21.01.2003. „Während in Deutschland das Gefühl um sich greift, vom Staat „abgezockt“ zu werden, sieht ein internationaler Vergleich der Steuer- und Abgabenquote die Bundesrepublik allenfalls im Mittelfeld“.1
Tatsache ist: Bei der Abgabenquote rangiert Deutschland lediglich im Mittelfeld.

Nach Angaben der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) liegt die Steuer- und Abgabenquote Deutschlands bei 36,4 Prozent bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt (siehe Grafik
). Zusätzlich muss man bedenken, dass beispielsweise der „günstige“ Wert der Vereinigten Staaten nur deswegen zustande kommt, weil man dort keine Rentenversicherung kennt. Wahrscheinlich möchte keiner von uns mit US-Bürgern tauschen, deren private Altersvorsorge durch den dramatischen Verfall der Aktienkurse entwertet wurde und die deshalb – schon weit im Renten- und Pensionsalter – gezwungen wurden, erneut Arbeit zu suchen.
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Tatsache ist auch: Die Finanzkrise des Staates wurde nicht durch übermäßig gestiegene Ausgaben, sondern durch Einnahmeausfälle verursacht.

Der Anteil der Steuereinnahmen an der gesamten Wirtschaftsleistung, die Steuerquote, ist in den letzten beiden Jahren um über zwei Prozent abgesackt. Wäre die Steuerquote auf dem Stand des Jahres 2000 geblieben, hätte der Staat 2001 und 2002 insgesamt 78 Milliarden Euro mehr eingenommen. Im Jahr 2003 würden es nach der Steuerschätzung des Bundesfinanzministeriums wieder fast 45 Milliarden Euro sein (siehe Grafik
). Ohne diese Einnahmeausfälle wäre die Einhaltung der europäischen Verschuldungsgrenze von 3 Prozent kein Problem. Es hätte sogar noch Spielraum für Mehrausgaben von etwa 30 Milliarden Euro pro Jahr bestanden.

Ebenfalls Tatsache: Sehr zahlungsfähige Gruppen tragen immer weniger zur Finanzierung des Staates bei.
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Die heftigsten Einbrüche der Einnahmen gab es bei den Unternehmenssteuern. Die Körperschaftssteuer ist völlig zusammengebrochen, im Jahr 2001 wurde sogar mehr zurückgezahlt als eingenommen. Auch die Gewerbesteuer ist um mehr als 16 Prozent geschrumpft.

Ein großer Teil der Steuerausfälle war im Zuge der Steuerreform 2000 politisch gewollt und eingeplant (siehe Grafik
).

OECD ermittelt: Andere Länder leisten sich nicht den „Luxus“, die Reichsten der Gesellschaft derart zu schonen.

Steuererhöhungen können der Konjunktur schaden. Dies ist bei der Vermögens- und Erbschaftssteuer nicht so. Diese Steuern treffen den normalen Bürger nicht, lediglich die Reichen und Superreichen (1 Prozent der bundesdeutschen Bevölkerung verfügt über 25 Prozent des Geldvermögens), die durch eine Vielzahl von Steuertricks immer weniger zur Finanzierung des Staatswesens und der Infrastruktur beitragen, sollen einen Beitrag leisten. Eine Vermögenssteuer von lediglich 1 Prozent (bei einem Freibetrag von 500.000 € für eine vierköpfige Familie) würde zu 16 Milliarden Mehreinnahmen und zu entsprechenden konjunkturfördernden Investitionen des Staates führen.

Fazit:

· Gehaltseinbußen von weit mehr als einem Monatsgehalt drohen (Info 1).

· Die Personalkosten des öffentlichen Dienstes in Deutschland sind nicht an der Misere schuld, denn sie sind niedriger als in fast allen anderen europäischen Ländern (Info 2).

· Die Steuern- und Abgabenquote in Deutschland ist viel niedriger als „gefühlt“ – die Reichen werden sogar besonders geschont. Es geht! UmSteuern (dieses Info).

· Es gibt keinen Grund für Sonderopfer!

Was ist zu tun?

1. Nicht länger auf durchschaubare Strategien hereinfallen (siehe Karikatur).

2. Schritt für Schritt kommende Auseinandersetzungen vorbereiten. Beispielsweise durch eine landesweite gemeinsame Personalräteschulung der Gewerkschaft der Polizei (GdP) und der GEW, wie sie am 21.01.2003 in Frankfurt stattgefunden hat. Diese beiden Gewerkschaften organisieren die meisten Beamtinnen und Beamten. Sie werden zusammen die Öffnungsklausel abwehren müssen. Die Zusammenarbeit beginnt positiv, wie die nachstehende, einstimmig beschlossene  Resolution zeigt:

[image: image4.wmf]Gewinnsteuern in Mrd. €

-10

0

10

20

30

40

50

60

70

2000

2001

2002

Kapitalertrag

Gewerbe

Körperschaft

[image: image5.jpg]



Gemeinsame Resolution

der Personalräte von

GdP und GEW

WIR LASSEN UNS NICHT AUSEINANDERDIVIDIEREN!

WIR FORDERN
· DEN ERHALT DER BUNDESEINHEITLICHEN BEAMTENBESOLDUNG
· DIE ZEIT- UND INHALTSGLEICHE ÜBERTRAGUNG DES TARIFERGEBNISSES AUF ALLE BESCHÄFTIGTEN
WIR ERWARTEN, DASS DIE HESSISCHE LANDESREGIERUNG DER INI​

TIATIVE ZUR ÖFFNUNG DER BEAMTENBESOLDUNG IM BUNDESRAT
EINE KLARE ABSAGE ERTEILT.

Die Lohn- und Gehaltsrunde im öffentlichen Dienst ist auch nach dem Tarifabschluss noch nicht beendet. Trotz politischer Erklärungen von Innenminister Schily und ver​schiedenen Landespolitikerinnen und - politikern, das Tarifergebnis zeit- und inhalts​gleich auf die Beamtinnen und Beamte übertragen zu wollen, gibt es weiterhin vielfältige Versuche, die Beschäftigten im öffentlichen Dienst zu spalten.

Am weitesten geht dabei die Initiative im Bundesrat zur Einführung von sogenannten Öffnungsklauseln bei der Beamtenbesoldung, nach denen die Länder

· von der bundesweiten Besoldungsregelung um bis zu 10% abweichen könnten, indem sie Gehaltserhöhungen nicht übernehmen;

· außerdem Weihnachts- und Urlaubsgeld gar nicht oder gekürzt oder nach sozialen oder Leistungskriterien zahlen könnten;

· diese Kürzungen auch auf die Versorgungsleistungen übertragen könnten.

Hierzu stellen wir fest:

Öffnungsklauseln in der Beamtenbesoldung und im Tarifrecht des öffentlichen Dienstes werden die Attraktivität des öffentlichen Dienstes und damit die Dienstleistungsqualität senken. Die Einkommen der Beschäftigten im öffentlichen Dienst dürfen von der allgemeinen Einkommensentwicklung nicht abgehängt werden; sie sind keine Notfallreserve für falsche Haushalts- und Steuerpolitik!

Wir erklären uns uneingeschränkt solidarisch mit dem Abwehrkampf der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes im Land Berlin, dessen Senat sich zum politischen Vorreiter der tarifpolitischen Zersplitterung und des Lohnabbaus aufschwingt.
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Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Kreisverbände Hanau, Gelnhausen, Schlüchtern und Offenbach

V.i.S.d.P.: GEW Kreisverband Hanau, DGB-Freiheitsplatz 6, 63450 Hanau
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� FAZ vom 20.01.2003


� Norbert Kartmann, 18.12.2002


� Frankfurter Rundschua, 14.01.2003


� FAZ, 21.01.2003


� Datenbasis: Steuerschätzung des Bundesfinanzministeriums vom November 2002


� Quelle: Steuerschätzung des Bundesfinanzministeriums vom November 2002
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